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Vorblatt 


Maßnahmen der Bundesregierung in der Einkommens-, 
der Struktur- und der Sozialpolitik für die deutsche 

Landwirtschaft 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten) 


A. Problem 

In dem vorliegenden Entschließungsentwurf geht es um 

— die Erhöhung der landwirtschaftlichen Erzeugerpreise, 

— • den Ausbau des einzelbetrieblichen Förderungsprogramms 
zur Gemeinschaftsaufgabe des Bundes und der Länder, 

— die Einführung einer Pflichtkrankenversicherung für Land- 
wirte, 

t — den Ausbau der landwirtschaftlichen Altershilfe zu einer 
echten Altersversorgung, 

— die stärkere Ausrichtung der landwirtschaftlichen Unfall- 
versicherung auf die Belange der in der Landwirtschaft 
wirklich tätigen Personen. 


B. Lösung 

Der Ausschuß strebt eine merkliche Anhebung der landwirt- 
schaftlichen Erzeugerpreise als nachdrücklich zu vertretende 
Zielsetzung für die Bundesregierung bei den Verhandlungen 
in Brüssel an. Er fordert, in der Agrarstrukturpolitik die Kon- 
zeption des einzelbetrieblichen Förderungsprogramms zur 
Gemeinschaftsaufgabe des Bundes und der Länder weiter aus- 
zubauen, die Pflichtkrankenversicherung für Landwirte mit 
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Beitragsfreiheit der Altenteiler zum 1. Januar 1972 einzuführen 
und den Ausbau der landwirtschaftlichen Altershilfe sowie eine 
landwirtschaftsgerechtere Unfallversicherung. 

Der Antrag wurde im agrarsozialpolitischen Teil einstimmig, im 
übrigen bei Gegenstimmen aus der Fraktion der CDU/CSU 
angenommen. 


C. Alternativen 

Die Ausschußmitglieder der Fraktion der CDU/CSU fordern eine 
zahlenmäßig präzise Festlegung der deutscherseits in Brüssel 
zu fordernden Agrarpreiserhöhungen. 


D. Kosten 


wurden nicht erörtert. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(9. Ausschuß) 

über den Antrag der Fraktionen der SPD, FDP 
— Umdruck 90 — 

zur Beratung der Großen Anfrage der Fraktionen der SPD, 
FDP betr. Maßnahmen der Bundesregierung in der Einkom- 
mens-, der Struktur- und der Sozialpolitik für die deutsche 

Landwirtschaft 

t 

— Drucksachen VI/1187, VI/1302 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Reinhard 


Bei der Beratung der Großen Anfrage der Frak- 
tionen der SPD, FDP betr. Maßnahmen der Bundes- 
regierung in der Einkommens-, der Struktur- und der 
Sozialpolitik für die deutsche Landwirtschaft — 
Drucksache VI/1187 — und deren Beantwortung durch 
die Bundesregierung — Drucksache VI/1302 — wurde 
der Entschließungsantrag der Fraktionen der SPD, 
FDP — Umdruck 90 — in der 78. Sitzung des Deut- 
schen Bundestages am 11. November 1970 an den 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
federführend sowie an den Ausschuß für Arbeit und 
Sozialordnung mitberatend überwiesen. Der feder- 
führende Ausschuß hat den Entschließungsantrag in 
seinen Sitzungen am 10. Dezember 1970 und am 
21. Januar. 1971 behandelt, und zwar in der Fassung 
des Änderungs- und Ergänzungsantrags der Antrag- 
steller, der in den Beschlüssen des Ausschusses sei- 
nen Niederschlag gefunden hat. Diese Fassung war 
auch Gegenstand der Behandlung im mitberatenden 
Ausschuß. Dieser hat seine Beratungen auf die Fra- 
gen der Agrarsozialpolitik in Nummer 3 des An- 
trags beschränkt und hier Buchstabe a unverändert 
und Buchstabe b in einer ab geänderten Fassung an- 
genommen/der sich der federführende Ausschuß an- 
geschlossen hat. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten schlägt mit Mehrheit die Annahme des An- 
trags vor. Kern seiner Beratungen war das Problem 
der Agrarpreispolitik bei den Verhandlungen im EG- 
Ministerrat. Einhellig war der Ausschuß der Auf- 


fassung, daß eine Anhebung der landwirtschaftlichen 
Erzeugerpreise angestrebt werden müsse. Während 
sich die Ausschußmehrheit lediglich auf eine merk- 
liche Anhebung der landwirtschaftlichen Erzeuger- 
preise als Verhandlungsziel festlegen wollte, war 
die Minderheit der Meinung, der Bundestag müsse 
seine Vorstellungen über die Anhebung der Er- 
zeugerpreise für Futtergetreide und Zuckerrüben, 
des Rinderorientierungspreises und des Grund- 
preises für Schweinehälften sowie der Interventions- 
preise für Butter und Magermilch präzise artikulie- 
ren. Diese klare Meinungsäußerung solle dem 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten zur Stärkung seiner Verhandlungsposition 
in Brüssel mit auf den Weg gegeben werden. 

Obwohl der zuständige Bundesminister im Aus- 
schuß erklärte, er werde nach einem Jahr prüfen, 
inwieweit sich sein einzelbetriebliches Förderungs- 
programm in der Praxis bewährt habe, konnte sich 
eine Minderheit nicht entschließen, dem agrar- 
strukturpolitischen Teil in Nummer 2 des Antrags 
zuzustimmen. Sie sahen im Wegfall der Investi- 
tionsbeihilfe einen Rückschritt und die in dem Pro- 
gramm vorgesehenen Zinsverbilligungen bei den 
derzeit hohen Zinsen als nicht ausreichend an. 

Einhellig stimmte der Ausschuß den Anträgen 
zur Agrarsozialpolitik in Nummer 3 des Antrags im 
Anschluß an den mitberatenden Ausschuß für Arbeit 
und Sozialordnung zu. 
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Der Antrag zur Steuerpolitik (Nummer 4 des Um- 
drucks 90) wurde von den Antragstellern zurück- 
genommen. 

Der Ausschuß faßte seine Beschlüsse in Kenntnis 
des Kabinettsbeschlusses vom 12. Februar 1970 so- 
wie des ihm zugrunde liegenden Beschlußvorsdilages 
des Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft 


und Forsten vom 22. Januar 1970 und der in die- 
sem Beschlußvorschlag erwähnten Aufzeichnung 
„Marktausgleich bei Überschußerzeugnissen in der 
EWG". 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten bitte ich das Hohe Haus, dem 
Ausschußantrag zuzustimmen. 


Bonn, den 9. Februar 1971 


Dr. Reinhard 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Um die konsequente Weiterentwicklung der einge- 
leiteten Neuorientierung in der Agrarpolitik zu ge- 
währleisten, wird die Bundesregierung ersucht, 

1. in der Agrarpreispolitik wegen der allgemeinen 
Preis- und Einkommensentwicklung, die in den 
landwirtschaftlichen Betrieben zu Kostensteige- 
rungen und zu einer Vergrößerung des Einkom- 
mensabstandes führt, eine merkliche Anhebung 
der landwirtschaftlichen Erzeugerpreise anzu- 
streben. Für die Bundesregierung muß das bei 
den Verhandlungen im EWG-Ministerrat eine 
nachdrücklich zu vertretende Zielsetzung sein. 
Zum weiteren Abbau von Überschüssen ist mit 
der Preisanhebung gleichzeitig eine Änderung 
der Preisrelationen bei Getreide sowie zwischen 
Rindfleisch und Milch entsprechend dem Kabi- 
nettsbeschluß vom 12. Februar 1970 zu verbin- 
den. Es wird darauf verzichtet, die Bundesregie- 
rung bei Einzelerzeugnissen auf detaillierte For- 
derungen festzulegen, um ihren Verhandlungs- 
spielraum in Brüssel nicht einzuengen. 

Der Markt muß genau beobachtet werden, da- 
mit — soweit wie möglich — • Maßnahmen gegen 
einen Preisverfall bei einzelnen landwirtschaft- 
lichen Produkten ergriffen werden können. Bei 
der Beurteilung der Erzeugerpreisentwicklung ist 
auch in den folgenden Jahren der Einkommens- 
ausgleich für die DM-Aufwertung zu berück- 
sichtigen. . 


2. in der Agrarstrukturpolitik die Konzeption des 
einzelbetrieblichen Förderungsprogramms mit 
seinen entscheidenden Verbesserungen für die 
Landwirtschaft auch im Hinblick auf die Über- 
führung zur Gemeinschaftsaufgabe des Bundes 
und der Länder weiter auszubauen. Dabei müs- 
sen alle Maßnahmen der allgemeinen Agrar- 
strukturpolitik und der regionalen Wirtschafts- 
politik darauf gerichtet sein, den Strukturwandel 
in der deutschen Landwirtschaft zu fördern. 

3. in der Agrarsozialpolitik 

a) gemäß dem Grundsatzbeschluß der Bundes- 
regierung vom 22. Oktober 1970 möglichst 
schnell einen Gesetzentwurf für die Einfüh- 
rung einer Pflichtkrankenversicherung für 
Landwirte vorzulegeri, damit das Gesetz zum 
1. Januar 1972 in Kraft treten kann. Die Emp- 
fänger des landwirtschaftlichen Altersgeldes 
müssen beitragsfrei sein, 

b) im Rahmen der mehrjährigen Finanzplanung 
Vorschläge für die Weiterentwicklung der 
landwirtschaftlichen Alterssicherung und der 
Unfallversicherung zu unterbreiten. Die 
Altershilfe sollte, auch im Hinblick auf den 
Ablauf der 15jährigen Übergangszeit, zu einer 
angemessenen Alterssicherung ausgebaut 
werden. Die Unfallversicherung muß stärker 
auf die Belange der in der Landwirtschaft tä- 
tigen Personen abgestellt werden. 


Bonn, den 9. Februar 1971 


Der Ausschuß für 

Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
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Dr. Schmidt (Gellersen) 

Vorsitzender 


Dr. Reinhard 

Berichterstatter 



